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Ende August haben wir in einer 
außerplanmäßigen Gesamtmitglie-
derversammlung unsere Delegierten 
für den Landesparteitag gewählt. 
Aufgrund eines Fehlers unsererseits 
hätten wir allerdings fast eine Person 
zu wenig nach Erfurt geschickt. Ne-
ben Ilona Burandt, Ronja Lenz, Phi-
lipp Weltzien und Klaus Lamprecht 
durften wir nach Absprache mit der 
Landesgeschäftsstelle noch Heidi 
Schwalbe entsenden, die sonst als 
Nachrückerin fungiert hätte.

Am 23. und 24.09. war es nun 
soweit und die Delegierten des 
Landesverbandes Thüringen trafen 
sich auf dem Messegelände in Er-
furt, um den Landesvorstand und 
dessen Geschäftsführung, die Lan-
desfinanzrevisionskommission, die 
Landesschiedskommission und den 
Bundesausschuss zu besetzen und 
einige inhaltliche Anträge abzustim-
men.

Aus Erfurt hielten Steffen Kachel 
als Vorsitzender des Ortsverbandes 
und Anke Hofmann-Domke als Bür-
germeisterin die ersten Grußworte. 
Auch Vertreter:innen der Liga der 
freien Wohlfahrtsverbände, der SPD 
und der Grünen, des DGB und des 
VdK berichteten von ihrer Arbeit, 
ihren Sorgen, aber auch ihren Hoff-
nungen für das Wahljahr 2024.

Die Landesvorsitzenden stellten 
die beiden Anträge mit grundle-
gendem Interesse vor. Der Antrag 
„Thüringen ist Chancenland“ fordert 

Landesparteitag vom 23.-24.09.23

mehr Solidarität, füreinander einste-
hen, gemeinsam kämpfen, mehr Wir-
Gefühl, sich umeinander kümmern 
und Sicherheit. Vor allem in den 
aktuellen Krisenzeiten. Die Durch-
setzung linker Werte auch auf kom-
munaler Ebene verlangt der Antrag 
„Thüringer Kommunen mit Zukunft 
für alle: demokratisch, vielfältig und 
lebendig“.  Ganz unter dem Partei-
tagsmotto „Miteinander. Füreinan-
der.“ Wurden beide Anträge ohne 
Gegenstimmen beschlossen.

Anschließend stiegen wir in die 
Wahlen des geschäftsführenden 
Landesvorstandes ein. Die bei-
den Vorsitzenden, Ulrike Grosse-
Röthig und Christian Schaft wur-
den in ihrem Amt bestätigt. Deren 
Stellvertreter:innen wurden Birgit 
Pommer und Daniel Starost. René 
Kolditz löst Mathias Günther als Ge-
schäftsführer ab und Holger Häns-
gen bleibt Landesschatzmeister.

Im geschlossenen Frauenplenum 
stellte Lara Albert, stellvertretende 
Vorsitzende der LAG Frauennetz-
werk die Ergebnisse des Plenums 
vom April vor, in dem interaktiv 
ausgearbeitet wurde, was feminis-
tische Politik in Kommune, Land 
und Europa und in der Außenpolitik 
braucht. Die Zusammenfassung des-
sen wurde als Erklärung beschlos-
sen und später dem Landespartei-
tag präsentiert. Im offenen Teil des 
Plenums hielt Daphne Weber aus 
dem Bundesvorstand der Partei eine 

bewegende Rede über die aktuelle 
Lage und die Zukunft von feministi-
scher Politik und dem Alltag vieler 
Frauen. Karola Stange stellte den 
aktuellen Stand zum Chancengleich-
heitsfördergesetz im Landtag vor. Zu 
Feminismus gehört allerdings auch 
Queerfeminismus und deshalb be-
kam Torge Dermitzel aus der LAG 
Queer die Plattform, um eine Grund-
satzrede zu halten. Für seine bewe-
genden Worte über Diskriminierung 
von Menschen, die nicht in das he-
teronormative Weltbild passen, und 
deren Angst, bekam er berechtigt 
standing ovations.

Am zweiten Tag wurden Heike 
Werner, Linda Stark, Anja Müller, 
Sarah Schwarz, Nancy Frind, Dona-
ta Vogtschmidt, Luise Schönemann, 
Michael Lemm, Leon Walter, Paul 
Gruber, Wolfgang Albold, Matthias 
Marquardt und Björn Harras als Bei-
sitzer in den Vorstand gewählt.

Vierzehn allgemeine Anträge mit 
den Themen Umgang mit künstlicher 
Intelligenz, soziale Familienpolitik, 
Klimapolitik, Antifaschismus, Bar-
rierefreiheit, Diskriminierung, Mie-
ten, quereinsteigende Lehrer:innen, 
Radwegenetz, Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung, Digitalisie-
rung der Schulen, sozialer Freistaat 
und Kitas wurden beschlossen.

– Ronja Lenz –

Unsere Suhler Deligierten v.l.n.r. 
Philipp, Ronja, Ilona, Klaus, Heidi, 
Helmut

Auf der 1. Tagung des 9. Landesparteitages der Thüringer LINKEN am 23. und 24. 
September wurde der neue Landesvorstand gewählt.
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Frieden / Landesparteitag

Am 1. Sep-
tember, dem 
Weltfriedenstag, 
versammel ten 
sich rund 20 
engagierte Bür-
gerinnen und 
Bürger, darunter 
Mitglieder von 
Vereinen, Par-
teien und der 
Suhler Friedens-
initiative am 
Rathaus in Suhl. 
Unter dem Mot-
to "Die Welt braucht Frieden" setz-
ten sie in der Stadt des Friedens, 
ein starkes Zeichen gegen Krieg 
und Gewalt.

Ina Leukefeld, als Beigeordnete 
der Stadt Suhl und Matthias Ge-
ring, der Vorsitzende des Kultur-
ausschusses hatten dazu aufgeru-
fen.

Unter anderem der Bürgermeis-
ter Jan Turczinski ergriff das Wort 
und machte anhand seiner Famili-
engeschichte deutlich, ohne Frie-
den ist alles nichts.

In einer Zeit, in der weltweit 
Konflikte und Kriege andauern, be-

tonten Ina Leukefeld und Matthias 
Gering die Notwendigkeit, gegen 
Krieg und Gewalt einzutreten. Be-
sonders der aggressive Krieg in 
der Ukraine , angeführt von Putin, 
erhöhte die globale Gefahr und 
betraf auch Europa. Die Flücht-
lingskrise, die daraus resultierte, 
erforderte Solidarität mit den be-
troffenen Menschen, insbesondere 
den Ukrainerinnen und Ukrainern.

Die Veranstaltung machte auch 
auf die verheerenden Auswirkun-
gen von Kriegen auf die Umwelt 
aufmerksam, indem sie Krieg als 
den größten Klimakiller weltweit 

Weltfriedenstag

Erfurt, 24. September 2023 – 
Der Landesparteitag der Linken in 
Thüringen bot nicht nur politische 
Diskussionen und wichtige Entschei-
dungen, sondern auch einen Einblick 
in die entspannte Atmosphäre und 
die kleinen Kuriositäten, die solche 
Veranstaltungen begleiten.

Als Gast aus dem Stadtverband 
Suhl der Linken war ich, Steffen 
Hartwig, gespannt auf das, was mich 
erwartete. Der Parteitag fand im 
Saal der Messe Erfurt statt, einem 
beeindruckenden Veranstaltungsort. 
Doch ich musste feststellen, dass 
sich das politische Geschehen nicht 
nur im Saal abspielte. Die "Raucher-
inseln" wurden zu einem zweiten Ort 
der lebhaften Diskussionen und Ge-
dankenaustausche, die genauso be-

ident i f i z i e r te . 
Die Teilnehmer 
betonten ihren 
Glauben an Di-
plomatie und 
Verhandlungen 
als Mittel zur 
Konf l ikt lösung 
und lehnten ein 
G le ichgewicht 
des Schreckens 
ab, das zu ei-
nem atomaren 
Inferno führen 

könnte.
Diese bewegende Veranstaltung 

war ein Aufruf zur Unterstützung 
des Weltfriedens und markierte 
das Ende der Sommerpause und 
wieder den Beginn regelmäßiger 
Mahnwachen der Suhler Friedens-
initiative, die jeden Donnerstag 
von 16 bis 17 Uhr am Dianabrun-
nen stattfinden werden.

Die Botschaft des Weltfriedens-
tags in Suhl war klar: Die Welt 
braucht Frieden, und gemeinsam 
können wir dazu beitragen, ihn zu 
fördern und zu bewahren.

– Steffen HaRtwig –

deutend schienen wie die offiziellen 
Tagesordnungspunkte.

Die Linke in Thüringen hat an 
diesem Tag bedeutende Beschlüsse 
gefasst. Ein Highlight war die Ent-
scheidung, mit einem "Thüringer 
Sozialstaat-Modell" in den Landtags-
wahlkampf 2024 zu gehen. Diese 
Initiative zeigt das Engagement un-
serer Partei für soziale Gerechtigkeit 
und den Wunsch, die Zukunft des 
Bundeslandes aktiv mitzugestalten.

Die Wiederwahl der bisherigen 
Vorsitzenden, Ulrike Grosse-Röthig 
und Christian Schaft, unterstrich die 
Kontinuität und das Vertrauen in die 
amtierende Führung. Auch ich wagte 
mich in die politische Arena und kan-
didierte als Suhler für den Landes-
vorstand. Trotz großartiger Unter-

stützung aus meinem Stadtverband 
fehlten mir am Ende nur zwei Stim-
men, um erfolgreich zu sein. Doch 
das ist Politik, und ich werde sicher-
lich weiterhin mein Bestes geben, 
um die Interessen meiner Genossin-
nen und Genossen zu vertreten.

Eine kleine Anekdote am Rande: 
Als ich mir zwischendurch ein Was-
ser auf dem Parteitag kaufen wollte, 
war ich überrascht, dass ich dafür 
4 Euro bezahlen musste. Wasser, 
ein Menschenrecht, dachte ich mir. 
Aber es sind wohl nicht alle Aspekte 
des Lebens so politisch korrekt wie 
unsere Diskussionen auf dem Partei-
tag.

Insgesamt war der Landespartei-
tag der Linken in Thüringen ein auf-
schlussreiches und unterhaltsames 
Erlebnis. Die entspannte Atmosphä-
re, die vielfältigen Diskussionen und 
die wichtigen Beschlüsse machen 
deutlich, dass die Linke in Thüringen 
für die Herausforderungen der Zu-
kunft gut gerüstet ist.

– Steffen HaRtwig –

Ein kurzer Blick hinter die Kulissen des Linken Landesparteitags
 Steffen Hartwigs Erlebnisse
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Als am Morgen des 14. Septem-
ber der Thüringer Landtag seine 
Plenarsitzung fortsetzte, war klar, 
dass der Vormittag dem vorgeleg-
ten Landeshaushalt gehört. Schnell 
war klar, dass die wichtigsten Eck-
punkte rot-rot-grüner Landespoli-
tik weiterhin abgebildet sind, der 
Spielraum für große Projekte aber 
überschaubar bleibt. Insgesamt 
steigt in 2024 das Haushaltsvolu-
men um 700 Millionen hin zu 13,8 
Milliarden Euro. Vorallem der sat-
te Bonus von knapp 350 Millionen 
Euro für die Thüringer Kommunen 
schlägt teuer zu Buche, ist aber 
gut investiertes Geld. Weitere 190 
Millionen fließen zusätzlich in neue 
Stellen bei Schule, Polizei und Jus-
tiz. Der von einer CDU-Regierung 
beschlossene Stellenabbaupfad 
und der allgemeine Fachkräfte-
mangel hat große Löcher in diesen 
Bereichen gerissen. Deshalb sehen 
wir uns in der Verantwortung in die-
se Stellen zu investieren. Der Rest 
geht fast vollständig für allgemeine 
Preissteigerungen drauf.

Vor diesem Hintergrund verwirrt 
es, dass die CDU ein Forderungs-

papier auf den Tisch gelegt hat, 
welches knapp 650 Millionen Euro 
Mehrkosten verursacht, darunter 
auch eine Grunderwerbssteuersen-
kung. Das war den Christdemokra-
ten glatt 48 Millionen Euro pro Jahr 
wert. Unter dem Deckmantel der 
Familienförderung soll der Steuer-
satz von 6,5 auf 5,0 Prozent sin-
ken. Das wäre ja noch halbwegs 
erträglich, wenn es dabei um den 
Erwerb der Erstimmobilie ginge, die 
CDU wollte aber ALLE davon profi-
tieren lassen. Ein Fest für Anleger 
und Spekulanten! Für Familien ist 
das Signal: Wenn sie sich keine 
Wohnung leisten können, sollen sie 
doch Häuser bauen… Dieser absur-
den Forderung haben wir als LINKE 
im Haushalts- und Finanzausschuss 
eine Absage erteilt.

Mario Voigt brauchte aber den 
Erfolg, schließlich hatte er viel ver-
sprochen. Wie gut er es mit seinen 
Großanlegern und Miethaien meint, 
wurde klar, als die CDU mit der AfD 
zusammen diesen Antrag mit der 
FDP durch den Haushaltsausschuss 
peitschten. Es endete in einer letz-
ten Abstimmung im Plenum kurz 

Von Brandmauern und Steuersenkungen

nach der ersten Haushaltsbera-
tung. Die von der Finanzministerin 
vorgetragenen verfassungsrecht-
lichen Bedenken hinsichtlich des 
Haushaltsvorgriffes wurden weg-
gewischt. Es ging um die Macht-
demonstration und dazu war je-
des Mittel recht. Die viel zitierten 
Brandmauern der CDU nach Rechts 
stehen nur so lange, wie sie nütz-
lich sind. Neoliberale und sozialver-
achtende Politik lässt sich mit der 
AfD praktisch vereinbaren. Anstatt 
für ALLE ein drittes beitragsfreies 
Kindergartenjahr zu finanzieren 
oder Demokratieprojekte auszu-
bauen oder in den Klimaschutz zu 
investieren, verbrennt die CDU 
jedes Jahr ohne Not 48 Millionen 
Euro. Das war vermutlich nur ein 
Vorgeschmack auf die kommenden 
Monate. Die mangelnde Distanz 
zur AfD ist real und der Schrecken 
längst verloren. Zur Show lässt sich 
die CDU von Björn Höcke wie am 
Nasenring durchs Plenum schlei-
fen, in Wahrheit fühlen sie sich 
wohl mit der neuen Machtoption. 
Was für ein unglaublicher Irrweg.

–PHiLiPP weLtzien –

Blick in den Thüringer Landtag (Foto:Archiv, www.thueringer-landtag.de)
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Termine Oktobber 2023

05.10.  16:00 Uhr  Friedenskundgebung am Dianabrunnen 

09.10.  17:30 Uhr  Fraktionssitzung, Geschäftsstelle 

12.10.  16:00 Uhr  Friedenskundgebung am Dianabrunnen 

16.10.  17:30 Uhr  Fraktionssitzung, Geschäftsstelle 

19.10.  16:00 Uhr  Friedenskundgebung am Dianabrunnen 

21.10.  17:00 Uhr  Kinofilm Arena 196, Cineplex Suhl 

23.10.  17:30 Uhr  Fraktionssitzung, Geschäftsstelle

24.10. 14:00 Uhr Politcafé, Geschäftsstelle

25.10.  17:00 Uhr  Stadtrat, Altes Rathaus

Es war gut, 
dass auf der 
Tagesordnung 
der 37. Sitzung 
des Sozialaus-
schusses das 
Thema Pflege 
stand. Zunächst 
informierten die 
Träger von Pfle-
geeinrichtungen 
über die Lage 
der zu Pflegen-
den, ihren Fami-
lienangehörigen 
und der Dienst-
leister. Da blieb 
nichts unausge-
sprochen. Den 
Aufschlag macht 
Gudrun Vestner, 
die als FDP- 
Stadträtin selbst 
den Johannes-
park als priva-
tes Pflegeheim 
leitet. Ihr ging es um Bürokratie, um 
die Differenzen von Pflegekräften 
und Leiharbeitern in der Pflege, um 
die Abwälzung von Ausbildungsum-
lage und Investitionszulage auf die 
Pflegeplatzkosten, die ständig ge-
stiegen sind. Sie können von den 
Betroffenen kaum mehr bezahlt wer-
den. Herr Kunze, Geschäftsführer 
der Volkssolidarität, warnte davor, 
dass die Preise in absehbarer Zeit 
auf etwa 3000€ monatlich für einen 
Platz in stationärer Pflege steigen 
werden, wenn nichts passiert. Aber 
was sollte passieren ? Das Thema ist 
nicht neu und die Position der Linken 
eigentlich bekannt. Eigentlich! Des-
halb habe ich als Ausschussmitglied 
nicht nur Fragen gestellt, sondern 
auch unseren Standpunkt dargelegt. 
MdL Philipp Weltzien konnte der Ein-
ladung, wie auch die anderen MdLs, 

leider nicht folgen, weil  zur gleichen 
Zeit Landtagssitzung war. 

Was also ist unsere Position: 
Die Pflegeversicherung erfüllt 

jetzt ihren Auftrag nicht mehr, denn 
wir brauchen eine solidarische Pfle-
gevollversicherung für alle Bürge-
rinnen und Bürger, in die auch alle 
einzahlen. Diese Versicherung muss 
sämtliche Kosten abdecken - ganz 
ohne Eigenanteile. Wir müssen zu-
dem die Pflege wieder in gemeinnüt-
zige Strukturen überführen, denn sie 
sollten Bestandteil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge sein. Menschen-
würdige Pflege ist ein Menschen-
recht und keine Privatangelegenheit, 
die noch dazu abhängig ist vom 
Geldbeutel der Betroffenen und ih-
ren Familien. 

Es kann doch nicht sein, dass 
eine Frau, die ihr ganzes Leben ge-

Pflegeversicherung : 
Vom Kopf auf die Füße stellen

arbeitet hat, vier 
Kinder groß zog 
und jetzt unter 
Demenz leidet, 
seit Wochen auf 
die Bestätigung 
des Zuschusses 
zur Finanzie-
rung des Pflege-
platzes warten 
muss. Ihr Mann 
hat als betrof-
fener Bürger 
im Ausschuss 
anschaulich ge-
schildert, dass 
die Rente reicht 
nicht, um Kos-
ten für Pflege 
zu finanzieren. 
Der Bundestags-
a b g e o r d n e t e 
Manfred Ullrich 
( FDP) war als 
einziger Politiker 
anwesend und 

hat versucht, einiges zu erklären, ob-
wohl das nicht sein Fachgebiet sei. 
Leider hat er keine Antwort darauf 
gegeben, warum die FDP mit ihrem 
Bundesfinanzminister Lindner jetzt 
mit dem Haushalt 2024 die Zuschüs-
se zur Pflege kürzen will. Die Stadt 
Suhl muss ohnehin bisher für dieje-
nigen, die wegen Pflege in die So-
zialhilfe rutschen, im Jahr etwa 1, 4 
Mio € Zuschuss zahlen. Muss! Denn 
es ist Pflichtaufgabe. Aber wie fühlt 
sich das für die Menschen an, die 
im Alter durch notwendige Pflege in 
absolute Armut rutschen? Die Kritik, 
dass tarifgerechte Bezahlung des 
Personals zwingend nötig ist, weil 
sonst keine Bezahlung von Pflege-
kassen erfolgt, kann ich nicht nach-
vollziehen. Pflegepersonal muss gut 
entlohnt werden und darf auch nicht 
in Zeitarbeitsfirmen abwandern, weil 
die besser bezahlen bzw. bessere 
Arbeitsbedingungen bieten. Das ist 
kontraproduktiv. Der ganzheitliche 
Ansatz der Pflege mit verbindlichem 
Personalschlüssel für alle Pflege-
berufe muss für alle Betreiber auch 
einrichtungsübergreifend umgesetzt 
werden. Menschenwürdige Pflege 
kann und darf nicht auf Profit aus-
gerichtet sein. Im übrigen müssen 
die Kommunen in die Lage versetzt 
werden, Pflegeeinrichtungen auch 
in öffentliche Verantwortungen und 
demokratische Kontrolle zu bringen. 

– ina LeukefeLd –


